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PROTOKOLL

ZUR ABANDERUNG DES AM 16. MAI 2001 IN MINSK UNTERZEICHNETEN

ABKOMMENS

ZWISCHEN DER REGIERUNG DER REPUBLIK OSTERREICH UND

DER REGIERUNG DER REPUBLIK BELARUS

ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG

AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMOGEN

Die Regierung der Republik Osterreich und die Regierung der Republik Belarus, von
dem Wunsch geleitet, ein Protokoll zur Abanderung des am 16. Mai 2001 in Minsk
unterzeichneten Abkommens zwischen der Regierung der Republik Osterreich und der
Regierung der Republik Belarus zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen' (im Folgenden

~Abkommen*“ genannt) abzuschliel3en,

Sind wie folgt Ubereingekommen:

! Kundgemacht in BGBI. Il Nr. 69/2002.
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Artikel 1

Artikel 3 Absatz 1 lit. g) ii) des Abkommens wird durch folgende Bestimmung ersetzt:

"ii) in Belarus: das Ministerium fur Steuern und Abgaben der Republik Belarus oder

dessen bevollmachtigten Vertreter;".

Artikel 2

Artikel 26 des Abkommens wird durch folgende Bestimmung ersetzt:

"Artikel 26

Informationsaustausch

1. Die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus,
die zur Durchfihrung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des
innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die fur
Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskérperschaften erhoben werden,
voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung
nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2

nicht eingeschrankt.

2. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind
ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses
Staates beschafften Informationen und durfen nur den Personen oder Behdrden
(einschlieRlich der Gerichte und Verwaltungsbehorden) zugéanglich gemacht werden,
die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder
mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern
oder mit der Aufsicht dartber befasst sind. Diese Personen oder Behérden dirfen die
Informationen nur fur diese Zwecke verwenden. Sie diurfen die Informationen in einem
offentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen.
Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen

Informationen fiir andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem
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Recht beider Staaten flr solche andere Zwecke verwendet werden durfen und die
zustandige BehoOrde desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser

anderen Verwendung zustimmt.

3. Die Absatze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen
Vertragsstaat,

a) VerwaltungsmaRnahmen durchzufuhren, die von den Gesetzen und der
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im (blichen
Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden
koénnen;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder
Berufsgeheimnis oder ein Geschéaftsverfahren preisgeben wiirden oder deren Erteilung

dem Ordre public widersprache.

4, Ersucht ein Vertragsstaat gemaR diesem Artikel um Informationen, so nutzt der
andere Vertragsstaat die ihm zur Verfigung stehenden Mdglichkeiten zur Beschaffung
der erbetenen Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen fiir
seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht bendtigt. Die im vorhergehenden Satz
enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschréankungen nach Absatz 3, wobei diese
jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von
Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches Interesse an

solchen Informationen hat.

5. Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als kénne ein Vertragsstaat die
Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer
Bank, einem sonstigen Kreditinstitut, einem Bevollmachtigten, Vertreter oder
Treuhdnder befinden oder weil sie sich auf Eigentumsanteile an einer Person

beziehen."

Artikel 3

In Bezug auf Artikel 26 des Abkommens sind die Vertragsstaaten wie folgt

Ubereingekommen:
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"1. Die zustandige Behorde des ersuchenden Staates stellt der zustandigen
Behdrde des ersuchten Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der
Ausklinfte die folgenden Informationen zur Verfugung, wenn diese ein
Auskunftsersuchen gemafl dem Abkommen stellt:

a) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt;

b) die Art der erbetenen Auskiinfte und die Form, in der der ersuchende Staat
die Auskunfte vorzugsweise vom ersuchten Staat erhalten mdchte;

c) den steuerlichen Zweck, fir den um die Auskiinfte ersucht wird;

d) die Grinde fur die Annahme, dass die erbetenen Auskiinfte dem ersuchten
Staat vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfigungsmacht einer Person im
Hoheitsbereich des ersuchten Staates befinden;

e) den Namen und die Anschrift von Personen, soweit bekannt, in deren Besitz
sich die erbetenen Auskinfte vermutlich befinden;

f) eine Erklarung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet
zur Verfligung stehenden MaRnahmen zur Einholung der Auskiinfte ausgeschopft hat,
ausgenommen solche, die unverhaltnismalig grolte Schwierigkeiten mit sich bringen

wurden.

2. Die in Artikel 26 vorgesehene Amtshilfe schlieBt nicht spekulative
Auskunftsersuchen ein, die keinen ersichtlichen Nexus zu einer laufenden

Untersuchung oder Ermittlung haben.

3. Artikel 26 Absatz 5 des Abkommens verpflichtet die Vertragsstaaten nicht dazu,

Informationen auf automatischer oder spontaner Basis auszutauschen."

Artikel 4

Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass alle rechtlichen
Voraussetzungen fur das Inkrafttreten dieses Protokolls abgeschlossen sind. Das
Protokoll, welches einen integrierenden Bestandteil des Abkommens bildet, tritt am
ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Zeitpunkt des Empfanges der spateren
der oben genannten Mitteilungen folgt. Die Bestimmungen des Protokolls finden
Anwendung auf alle Steuerzeitrdume, die am oder nach dem 1. Janner des

Kalenderjahres beginnen, das dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls folgt.
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ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehdérig Bevollmachtigten der beiden

Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Wien, am 24. November 2014, in zwei Urschriften, jede in

deutscher, belarussischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermalien

authentisch ist. Im Zweifel geht der englische Text vor.

Fur die Republik

Osterreich:

Sebastian Kurz

Fur die Republik

Belarus:

Vladimir Makei
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BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit

2017-11-28T04:57:36+01:00

Prufinformation

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at

Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bka.gv.at/verifizierung

Hinweis

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.ris.bka.gv.at




		2017-11-28T04:57:36+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




